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Bundesbank: Überschuss 
auf Vorjahreshöhe
Die Deutsche Bundesbank hat im Ge-
schäftsjahr 2012 einen Jahresüberschuss 
von 664 (643) Millionen Euro erzielt. Dieser 
wurde gemäß § 27 Nr. 2 Bundesbankgesetz 
am 12. März 2013 in voller Höhe an den 
Bund abgeführt. Dass sich der Gewinn trotz 
deutlich gestiegener Zinserträge kaum er-
höht hat, erklärte Bundesbankpräsident 
Jens Weidmann mit der nochmaligen kräf-
tigen Aufstockung der Risikovorsorge. Die 
Bundesbank erhöhte die Rückstellung für 
allgemeine Wagnisse um 6,7 Milliarden 
Euro. In den Jahren 2010 und 2011 war sie 
um 1,6 Milliarden Euro beziehungsweise 
um 4,1 Milliarden Euro aufgestockt wor-
den. Die Notenbank sieht damit den Risi-
ken in der Bundesbankbilanz angemessen 
Rechnung getragen. Sie verwies diesbe-
züglich auf die im Zuge der Finanz- und 
Schuldenkrise weiter gestiegenen Wagnis-
se aus geldpolitischen Geschäften. Zudem 
hätten die Adressenausfallrisiken der Refi-
nanzierungskredite und der Anleihekäufe 
sich im vergangenen Jahr insgesamt er-
höht. 

Die Finanz- und Schuldenkrise stelle auch 
für die Konjunktur in Deutschland das be-
deutendste Risiko dar. Der krisenbedingte 
Vertrauensverlust, so die aktuelle Be-
standsaufnahme, wurde bislang nur teil-
weise wettgemacht. Im weiteren Jahres-
verlauf sei jedoch damit zu rechnen, dass 
sich das Wachstum verstärke. Vorausset-
zung hierfür sei aber, dass weitere Ver-
trauensschocks ausblieben. Der deutschen 
Wirtschaft bescheinigt die Bundesbank 
trotz der Schwierigkeiten in vielen euro-
päischen Partnerländern einen guten Zu-
stand. Die Sorgen vieler Bürger über die 
Verbraucherpreisentwicklung seien ernst 
zu nehmen, es sei aber unangebracht, In-
flationsängste zu schüren. Kurzfristig 
regis triert die Bundesbank im Euro-Raum 
sogar eher abnehmende Inflationsrisiken. 
Doch mittelfristig komme es darauf an, 
dass die europäische Geld politik keine 
Zweifel an ihrer Stabilitätsorientierung 
aufkommen lasse.

Wichtigste Quelle des Bundesbankgewinns 
waren im vergangenen Jahr Zinserträge 
von 11,0 (8,6) Milliarden Euro. Dem stan-
den Zinsaufwendungen von 2,7 (3,8) Mil-
liarden Euro gegenüber, sodass sich ein 
Nettozinsertrag von 8,3 (4,8) Milliarden 
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Euro ergab. Hinter dem kräftigen Anstieg 
des Nettozinsertrags um 3,5 Milliarden 
Euro steht laut Bundesbank vor allem  
das krisenbedingt starke Bilanzwachstum. 
Nicht erfolgswirksam, so der Hinweis, sind 
hingegen Bewertungsgewinne. Diese ent-
stehen bei der Bewertung von Bilanzpo-
sitionen, die Marktpreisschwankungen un-
terliegen. Sie werden in einem passivischen 
„Ausgleichsposten aus Neubewertung“ aus-
 gewiesen. Im vergangenen Jahr belief sich 
dieser auf 132,6 Milliarden Euro (Gold 
129,5 Milliarden Euro, Devisen 2,6 Milliar-
den Euro, Wertpapiere 0,5 Milliarden Euro).

Sicherheit von  
Internetzahlungen
Die Europäische Zentralbank hat Ende Ja-
nuar 2013 ein umfassendes Paket von 
Empfehlungen für die Sicherheit von In-
ternetzahlungen veröffentlicht, nachdem 
im vergangenen Jahr eine zweimonatige 
öffentliche Konsultation hierzu durchge-
führt wurde. Diese Empfehlungen sind das 
erste Ergebnis der Arbeit des Europäischen 
Forums zur Sicherheit von Massenzahlun-
gen (European Forum on the Security of 
Retail Payments – SecuRe Pay), einer frei-
willigen Kooperation zuständiger Behör-
den des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR), die insbesondere für die Aufsicht 
über Zahlungsdienstleister und die Zah-
lungsverkehrsüberwachung verantwortlich 
sind. Das Forum wurde mit dem Ziel ge-
gründet, den allgemeinen Wissensstand 
über die Sicherheit elektronischer Zah-
lungsverkehrsdienste und -instrumente zu 
fördern und bei Bedarf Empfehlungen ab-
zugeben.

Im Rahmen des öffentlichen Konsultati-
onsverfahrens gingen Stellungnahmen aus 
17 Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on ein. Die sich daraus ergebenden harmo-
nisierten Empfehlungen für ein Minimum 
an Sicherheit stellen aus Sicht der EZB 
wichtige Richtlinien zur Bekämpfung von 
Betrug im Zahlungsverkehr dar und zielen 
darauf ab, das Vertrauen der Verbraucher 
in Internetzahlungsdienste zu stärken. In 
der Kernempfehlung wird gefordert, die 
Initiierung von Internetzahlungen sowie 
den Zugang zu sensiblen Zahlungsdaten 
durch eine starke Authentifizierung des 
Kunden zu schützen, um sicherzustellen, 
dass Zahlungen durch einen rechtmäßigen 

Nutzer veranlasst werden und nicht durch 
einen Betrüger.

Die im Bericht über die Sicherheit von In-
ternetzahlungen enthaltenen endgültigen  
Empfehlungen, „Key Considerations“ und 
„Best Practices“ gelten für „Governance 
Authorities“1) von Zahlungssystemen sowie 
für alle Zahlungsdienstleister, die folgende 
Internetzahlungsdienste2) anbieten: a) Kar-
tenzahlungen im Internet einschließlich 
der Nutzung virtueller Karten sowie der 
Registrierung von Kartendaten zur Nut-
zung in elektronischen Geldbörsen, b) die 
Durchführung von Überweisungen im In-
ternet, c) die Erteilung und Änderung elek-
tronischer Einzugsermächtigungen und d) 
die Übertragung von elektronischem Geld 
(E-Geld) zwischen zwei E-Geld-Konten 
über das Internet. 

Andere Marktteilnehmer, wie beispielswei-
se Online-Händler, werden aufgefordert, 
einige der „Best Practices“ zu übernehmen. 
Die wichtigsten Empfehlungen umfassen:

– den Schutz der Initiierung von Internet-
zahlungen sowie des Zugangs zu sensiblen
Zahlungsdaten durch eine starke Authen-
tifizierung des Kunden;

– die Begrenzung der Anzahl von Anmel-
de- oder Authentifizierungsversuchen, die 
Festlegung von Regeln für ein Sitzungs-
Zeitlimit bei Internetzahlungsdiensten so-
wie die zeitliche Befristung der Gültigkeit 
einer Authentifizierung;

– die Einrichtung von Überwachungsme-
chanismen zur Vermeidung, Feststellung 
und Sperrung betrügerischer Zahlungsvor-
gänge;

– die Einrichtung mehrerer Sicherheitsebe-
nen (multiple layers of security defences) 
zur Reduzierung festgestellter Risiken;

– die Unterstützung und Beratung von 
Kunden hinsichtlich bewährter Praktiken 
für die Sicherheit im Internet, die Einrich-
tung von Alarmen sowie die Bereitstellung 
von Ins trumenten zur kundenseitigen Be-
obachtung von Transaktionen.

Die detaillierten Empfehlungen werden in 
die bereits bestehenden Rahmenwerke für 
die Überwachung von Zahlungssystemen 
und die Beaufsichtigung von Zahlungs-
dienstleistern integriert und sollen als ein-
heitliche Mindestanforderungen für Inter-

netzahlungsdienste gelten. Die Mitglieder 
des Forums haben sich verpflichtet, die 
Umsetzung der Empfehlungen in ihren je-
weiligen Rechtssystemen zu unterstützen, 
und bemühen sich darum, eine effektive 
und konsistente Umsetzung innerhalb des 
EWR zu gewährleisten. Die Empfehlungen 
sollen von den Zahlungsdienstleistern und 
den „Governance Authorities“ von Zah-
lungssystemen bis zum 1. Februar 2015 
umgesetzt werden. Es steht im Ermessen 
der nationalen Behörden gegebenenfalls 
eine kürzere Übergangsfrist festzulegen.

Nach der Fertigstellung der Empfehlungen 
für Internetzahlungen will sich das Forum 
nun ausführlicher mit dem Thema „Zugang 
zu Zahlungskonten“ befassen. Um diese 
Arbeit zu unterstützen, hat der EZB-Rat 
beschlossen, ein öffentliches Konsultati-
onsverfahren zu den vom Forum entwor-
fenen Empfehlungen für Zugangsdienste 
zu Zahlungskonten einzuleiten. Bei diesen 
Diensten handelt es sich um a) Kontoinfor-
mationsdienste, die auf benutzerfreund-
liche Art konsolidierte Angaben zu ver-
schiedenen Konten bereitstellen, und/oder 
b) Dienste zur Initiierung von Zahlungen 
über ein internetfähiges Zahlungskonto 
des Nutzers. Da diese Dienste an den 
Märkten immer größere Verbreitung fin-
den, hält die EZB es für wichtig, europa-
weit Mindestanforderungen an ihre Si-
cherheit festzulegen, um zur Sicherheit 
von Kunden beizutragen, die solche Diens-
te in Anspruch nehmen. 

Interessenten können bis zum 12. April 
2013 zum Entwurf der Empfehlungen für 
Zugangsdienste zu Zahlungskonten Stel-
lung nehmen. Beide Berichte sowie aus-
führliche Informationen zur Teilnahme an 
diesem neuen Konsultationsverfahren fin-
den sich auf der Website der EZB.

Fußnoten
1) Die „Governance Authority“ ist für das allgemeine 
Funktionieren des Systems verantwortlich, das die 
Nutzung des betreffenden Zahlungsinstruments 
(etwa Karten, Überweisungen, Lastschriften) ermög-
licht, und stellt dabei sicher, dass alle Beteiligten die 
Regeln des Systems befolgen. Darüber hinaus ist sie 
für die Einhaltung der geltenden Überwachungs-
standards durch das System zuständig. Siehe auch 
EZB, Harmonised oversight approach and oversight 
standards for payment instruments, Februar 2009.
2) Im Sinne der Richtlinie 2007/64/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 13. November 
2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur 
Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 
2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5. Dezember 
2007, Seite 1).
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